Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2444 


Sachgebiet 2171 
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des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Bundesgesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Bundesausbildungsförderungsgesetz) 
—BAföG — 


— Drucksachen Vf/1975, zu VI/1975, VI/2352 r zu VI/2352, 
VI/2375, VI/2415 — 

Berichterstatter Berichterstatter 

im Bundestag: im Bundesrat: 

Abgeordneter Dr. Schäfer Minister Becker 

(Tübingen) 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 131. Sitzung am 24. Juni 
1971 beschlossene Gesetz über individuelle Förderung der Aus- 
bildung (Bundesausbildungsförderungsgesetz) — BAföG — 
— Drucksachen VI/ 1975, zu VI/ 1975, VI/2352, zu VI/2352, VI/2375 — 
wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Be- 
schlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 15. Juli 1971 


Der Vermittlungsausschuß 

Höcherl Dr. Schäfer (Tübingen) Becker 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksadle VI/2444 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Bundesgesetz über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Bundesausbildungsförderungsgesetz) — BAföG — 


1. Zu § 3 Abs. 2 

§ 3 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ausbildungsförderung wird für die Teil- 
nahme an Lehrgängen nicht staatlicher Femlehr- 
institute nur geleistet, wenn die vom Land be- 
stimmte zuständige Behörde bestätigt, daß der 
Lehrgang bei angemessenen Vertragsbedingun- 
gen nach Inhalt, Umfang und Ziel sowie nach 
pädagogischer und fachlicher Betreuung der Teil- 
nehmer geeignet ist, auf den angestrebten Aus- 
bildungsabschluß vorzubereiten. § 60 Abs. 4 des 
Berufsbildungsgesetzes bleibt unberührt." 

2 . Zu § 12 Abs. 5 

In § 12 Abs. 5 werden 

nach den Worten „in einem Internat" 

die Worte „oder bei hohen Fahrkosten" 

eingefügt. 

3. Zu § 39 Abs. 5 

§ 39 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Jedes Land bestimmt die Behörden, die 
für die Entscheidungen nach § 2 Abs, 2, § 3 Abs, 2 
und 4 sowie § 42 Abs. 2 und 3 hinsichtlich der 
Ausbildungsstätten und Femlehrinstitute, die 
ihren Sitz in diesem Land haben, zuständig sind." 

4. Zu § 58 a 

Nach § 58 wird folgender § 58 a eingefügt: 

„§ 58 a 

Die nach § 42 Abs. 3 vorgeschriebene Wahl ist 
bis spätestens 31. Dezember 1972 durchzuführen. 


Bis dahin kann die Berufung der Mitglieder 
durch die zuständige Landesbehörde ohne vor- 
herige Wahl erfolgen." 

5. Zu § 61 

§ 61 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Die Länder können abweichend von Satz 1 be- 
stimmen, daß eine Hochschule die Aufgaben des 
Amtes für Ausbildungsförderung für mehrere 
Hochschulen wahrnimmt. Die Länder können fer- 
ner bestimmen, daß die Hochschulen die Studen- 
tenwerke zur Durchführung der von ihnen wahr- 
zunehmenden Aufgaben heranziehen. " 


6. Zu § 61 Abs. 2 — neu — 

Die bisherige Fassung des § 61 wird Absatz 1; 
es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Im Saarland kann bis zum 1. Oktober 
1973 für die Auszubildenden an Hochschulen der 
Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung 
die Aufgaben des Amtes für Ausbildungsförde- 
rung wahrnehmen." 


7. Zu § 61 Abs. 3 — neu — 

Dem § 61 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Abweichend von § 45 Abs. 3 verbleibt es 
in den Fällen des § 60 Abs. 3 bis zum 31. März 
1972 bei der Zuständigkeit der am 30. Septem- 
ber 1971 zuständigen Hochschule." 
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